
« Informationskopie ohne Gewährleistung (ARE-GR >>AMTSREGISTRATURill 
Die Regierung 	II Governo 	AnsrgieemPLANU  NG 
des Kantons Graubünden 	del Cantone dei. Grigioni 	dil Cantun Grischun 

Die Gemeindeversammlung von S u, s c h stimmte am 13. Dezem-ber 1991 einer Gesamtrevision der Ortsplanung zu. Sie verab-schiedete das Baugesetz, den Zonen- und Generellen Gestal-tungsplan 1:1000, den Generellen Erschliessungsplan Verkehr 1:1000, den Generellen Erschliessungsplan Versorgung 1:1000 und den Zonenplan 1:10'000.  
Ein Planungs- und Mitwirkungsbericht im Sinne von Art. 26 der eidg.Verordnung über die Raumplanung (RPV) liegt vor. Die Vorlags wurde mit Bericht vom 26. April 1991 durch das Amt für Raumplanung,vorgeprüft. 

, Die effentliche Bekanntgabe ,der Gemeindeabstimmung gemäss Art . 37a des kantonalen Raumplanungsgesetzes (KRG) erfolgte:am 24. Januar 1992. Es ging eine BesChwerde ein. Diese wird in einem separaten Regierungsbeichluss behandelt. 
Mit Schreiben vom 16. Januar 1992 ersucht der Gemeindevorstand Susch um Genehmigung der Zonenplanänderung im Rahmen von Art. 37 KRG. 

B. 
Baugesetz  
Art. 22 Abstellplätze für Motorfahrzeuge  
Die Vorschrift über Pflichtparkplätze für Motorfahrzeuge ist sehr knapp fOrmuliert. Sie beschränkt sich auf die Regelung der Parkplatzfrage bei Wohnbauten. Der Gemeintle wird im Inte- 
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Fresse der Rechtssicherheit empfohlen, bei der nächsten Teil-t revision des Baugesetzes den Textvon Art. 31 des Musterbau- ; 1 !gegeetzes für Bündner Gemeinden, Ausgabe 1988 (MBauG):zu über ;nehmen. 
Bei dieser Gelegenheit -sollte das Baugesetz gerade auch noch ;mit einer Bestimmung betreffend Zu- und Ausfahrten ergänzt werden. 

; Art. 28 Emissionen 
Der Satzteil "... in der betreffenden Zone ..." im Abs. 2 von Art. 28 kann nicht genehmigt Werden. Lärmschutzmässig müssen bei einem Bauvorhaben nämlich auch die Lärmempfindlichkeits-;stufen in benachbarten Zonen erfüllt sein. 
;Art. 33 Hauptwohnungsanteile  
;Die Gemeinde SuSch sieht einen relativ tiefen Hauptwohnungs-!anteil von nur gerade 25 % vor. Die Regierung ist der Auf-fassung, dass ein derart tiefer Prozentsatz an der absolut untersten Limite liegt, um überhaupt eine Dämpfung des Zweit-wohnungsbaus zu bewirken. Bei einem solch tiefen Anteil ist es nämlich für zahlungskräftige Bauherren ohne weiteres Prüfens-wert, den ErstWohnungsanteil einfach leerstehen zu lassen, was, nicht nur dem raumplanerischen Gebot des haushälterischen ! Umgangs mit dem Boden zuwiderliefe, sondern auch zu keinem 'Bremseffekt im Bereiche des Zweitwohnungsbaus führte. Dabei  muss eine Eindämmung des Zweitwohnungsbaus auch in der Region Engiadina Bassa ein Ziel zukünftiger Planung bilden. Hinzu kommt, dass die Lex Friedrich bei einem allfälligen Beitritt der Schweiz zum EWR aller Voraussicht nach dahinfallen wird, woraus ein zusätzlicher Druck beispielsweise auch für Susch nicht ausgeschlossen werden kann . 
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Gegenüber der Vorprüfungsvorlage wurde Art. 33 noch dahinge-hend abgeändert, dass beim Bau neuer Wohnungen in bestehenden Bauten nur die neugeschaffene Wohnfläche der Anteilsregelung unterliege. Diese Regelungsweise ermöglicht eine weitgehende ,Umnutzung der traditionellen Dauerwohnbauten Zu Ferienwohnun-gen. Der Gemeinde wird nahegelegt, die Entwicklung im Zusam-menhang mit der Lex Friedrich zu verfolgen und je nach Si-tuation weitergehende raumplanerische resp.-baugesetzliche Schritte inRichtung einer stärkeren Anhebung der Erstwoh-nungsanteile und allenfalls in Richtung Ausdehnung der Erst-wohnanteilsregelung auch auf bestehende Erstwohnungen zu prüfen. 
:Art. 36 Wohnzone 
liach dieser Bestimmung sollen in der Wohnzone nebst Wohnbauten '"undifferenziert auch Dienstleistungs- und Gewerbebetriebe ein- : schliesslich Gastgewerbebetriebe zulässig sein. Im Sinne eines ;Hinweiseä wird darauf aufmerksam gemacht, dass es diesbezüg- _ lich.wegen der Emissionsbestimmung von Art. 28 Abs. 1 und ins-besondere auch wegen der in der Wohnzone. geltenden Empfind- : lichkeitsstufe Einschränkungen geben kann. 
Art. 39 Zonenschema 
Die Gemeinde verzichtet auf die Definition einer Ausnützungs-ziffer sowohl in der Dorf- als auch in der Wohnzone. Grund-sätzlich sind die Gemeinden nach Art. 24 KRG verpflichtet, das ' Mass der Nutzung in den Bauzonen zu bestimmen. In den weitge- hend überbauten Dorfkerngebieten kann der AZ-Verzicht noch L toleriert werden,'wenn der Schutz der ortstypischen Bausub-ztanz mit ergänzenden Planungsmitteln sichergestellt und deren Verdrängung durch Neubauten mit höherer AusnutZung verhindert wird. Derartige Massnahmen wurden in der Dorfzone mit der vor-liegendertGestaltungsplanung getroffen. 
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Für die Wohnzone hingegen ist das Mass der Nutzung' mit dem AZ-Verzicht in der Grundordnung ungenügend geregelt. Zwar 'liegt ein rechtsgültiger Quartierplan vom 24. Februar 1984 Vor, der das Mass der Nutzung im fraglichen Gebiet Rouvna 'bestimmt. Er bezeichnet die genauen Baustandorte, die Ausnüt-zungsziffer von 0.4, die Grenzabstände und die Gebäudedimen-Sionen, Ein von der Batibehörde ohne Genehmigung durch die Regierung erlassener Quartierplan kann jedoch nicht die Grundordnung ersetzen.. Er könnte insbesondere ohne Gemeinde-ebstiMmung und regierungsrätliche Genehmigung abgeändert Wer-den (Art. 83 BauG). Die Gemeinde wird daher angewiesen, bezüg- der Wohnzone innert angemessener Frist entweder die AZ in 'das Baugesetz oder die Quartiergestaltungsplanung in eine Ge- 
, nerelle Gestaltungsplanung zu überführen. 
Art. 51 Campingzone  
Gemäss Absatz 3 soll die Baubehörde das "ständige Stationie-ren" von Wohnwagen und dergleichen bewilligen können. Bekann-Hterweise führt das Stehenlassen von Wohnwagen über einen län-geren Zeitraum zu einer "Verfestigung" der mobilen , Einrich- ;tung. Die Regelung ist deshalb nicht zweckMässig. Der Gemeinde wird' empfohlen,'sie bei einer nächsten Baugesetzesrevision zu überprüfen. Jedenfalls ist mit Nachdruck darauf hinzuweisen, dass das "ständige Stationieren" von 'Wohnwagen und dergleichen selbst in der Campingzone die Durchführung des BAB-Verfahrens erfordert. 
Im übrigen steht der-Genehmigung des Baugesetzes nichts ent-, gegen. 
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C. 
Zonen- und Genereller Gestaltungsplan 1:1000 
1. Bauzonen 
'Gemäss UntersuChung über die überbauung, Erschliessung und Baureife (UEB) vom Dezember 1991 verfügt die Gemeinde SUsch über Bauzonen im Ausmass von 9.2 ha. Die dem Wohnen dienenden Zonen,(Dorfzone, Wohnzone) betragen ca. 8:1 ha. Davon sind ca. ha überbaut. Die Reserven an Wohnbauzonen umfassen somit ca. 1.2 ha. 
Für die Ermittlung des voraussichtlichen Wohnbaulandbedarfs in 'den nächsten 15 Jahren im Sinne von Art,':15 lit. b RPG wird in Graubünden praxisgeMäss auf die sogenannte Trendmethode abge-stellt, sofern die Gemeinde keine konsolidierten Vorstellungen über die angestrebte Siedlungsentwicklung Vorzuweisen vermag, ;was auf die Gemeinde Susch zutrifft. Bei der Trendmethode wird :der jährliche Baulandverbrauch in den letzten 20 - 25 Jahren iauf die nächsten 15 Jahre extrapoliert, woraus in aller Regel' realistische Zahlen resultieren. Bei einer durchschnittlichen 'theoretischen Zunahme von 0.3 Gebäuden pro Jahr beträgt der 

: Baulandbedarf für Susch für die nächsten 15 Jahre ca. 0.5 ha. Die effektiv vorhandenen Reserven von 1.2 ha können beim ge-ringen Umfang der zur Diskussion stehenden Flächen akzeptiert werderL 
2. Weitere Zonen 
Grundwasser- und Ouellschutzzone 
Die im Zonenplan um des Grundwasserpumpwerk eingetragene Grundwasserschutzzone ist nicht nachvollziehbar, da sie nicht auf hydrogeologischen Abklärungen beruht, Die Gemeinde wurde 
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durch die zuständigen kantonalen Amtsstellen mehrmals auf die Notwendigkeit einer detaillierten Schutzzonenausscheidung samt Schutzzonenreglement für das Grundwässerpumpwerk aufmerksam . gemacht. Die Dringlichkeit dieser Massnahmen ergibt sich unter anderem auch aufgrund der Lage der Grundwasserfassung im Tal boden in der Nähe der Siedlung. Die Gemeinde Susch wird des-halb aufgefordert, gestützt auf Art. 23 des Gewäseerschutzge-Setzes in Zusammenarbeit mit 'einem Geologen'einen detaillier-ten Schutzzonenplan mit einem zugehörigen Schutzzonenreglement Zu erarbeiten und durch die Regierung genehmigen zu lassen. Liegt diese detaillierte Schutzzonenausscheidung vor, .werden die Schutztonen SI, SII und SIIIusammen ohne Unterscheidung als generelle Grundwasser- und'Quellschutzzone in die Zonen-pläne übernommen. Mit einem Vermerk auf dem Zonenplan, ist auf den rechtskräftigen Schutzzonenplan und das Schutzzonenregle-ment hinzuweisen. Die Grundwasäer- und Quellschutzzone im Ge-biet "Salet" ist somit zur Überarbeitung an die Gemeinde zu-•rückzuweisen. 

Landschaftsschutzzone Fortezza 
Mit Rücksicht auf den zur Zeit noch offenen Variantenentscheid betreffend Umfahrung Susch (links oder rechts des Inns) wird 'das Genehmigungsverfahren bezüglich der im Umkreis des Hügels "Fortezza" ausgeschiedenen Landschaftsschutzzone vorläufig si-stiert. 
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D. 
gonenplan 1:10'000 

1. Landschaftsschutzzonen 
Auf dem Gemeindegebiet von Susch wurden verschiedene Land-schaftsschutzzonen ausgeschieden. Auf eine entsprechende Zone im Bereich des BLN-Objektes Nr. 1910 Silvretta-Vereina - wurde jedoch verzichtet. Ebenso wurden das Val Grialetsch sowie die 'Seen auf dem Flüelapass - nicht mit einer Landschaftsschutzzone belegt. Die Gemeinde wird ersucht, diese Unterlassungen zu überprüfen und die SchutzzOnenplanung zu ergänzen. DaS gilt auch für verschiedene Moorbiotope auf dem Flüelapass, die in eine NaturschutZzone gehörten. Die überprüfung einer Land-schaftsschutzzonenausscheidung im Gebiet des Val Grialetsch 'bedingt gegebenenfalls eine gebietsmässige Ausdehnung des Zonenplanes 1:10'000 
Bezüglich der Landschaftsschutzzone "Fortezza" gilt der Vorbe-

, halt gemäss Abschnitt C Ziffer 2 hievor. 
2.. Abbau- und Materialablagerungszonen 
,Die im Zonenplan 1:10'000 im Val Susasca eingezeichneten be-- stehenden Abbau-, und Materialablagerungszonen im Gebiet Urezza da vachas stossen unmittelbar an LandschaftsschutZgebiete. Ih-re  ist angesichts des Massstabes 1:10'000 nur sehr vage nachvollziehbar. Die Zonen bedürfen einer detaillierteren Darstellung von Grösse; Abgrenzung, Etappierung und Wiederher-stellung sowie Unterteilung von Abbau- und Ablagerungsberei- ' chen in einem grösseren Massstab. Dies erfolgt in Generellen Gestaltungsplänen. Die Gemeinde wird ersucht, dieses Anliegen • bei nächster Gelegenheit zu erfüllen. 
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Die Abbau- und Materialablagerungszone im Gebiet "FOure da la chaista" liegt im Waldgebiet. Das Rodungsbewilligungsverfahren ,ist noch nicht abgeschlossen. Das Vorhaben steht lerner in 	- ,Konflikt mit Anliegen des Landschaftsechutzes und Natur-schutzee. Angesichts dieser Konfliktsituationen liegt es auf der Hand, dass diese Zone allein gestützt auf eine entspre-Chende Ausscheidung in einem Zonenplan 1:10'000 nicht geneh-migt werden kann. Erforderlich sind vielmehr weitergehende Abklärungen, insbesondere hinsichtlich Alternativen sowie bezüglich der Frage, ob das Vorhaben mit den Zielen und Grundsätzen der Raumplanung vereinbar ist (Art. 2 RPV). In Anbetracht des relativ grossen Flächenbedarfs, der überört-lichen Bedeutung (regionale Versorgungseinrichtung) sowie der- .Auswirkungen auf Bodennutzung, Landschaft und Verkehr drängen sich sogar regionale Bedarfs- und Standortsstudien (Abbau-und/oder Deponiekonzept) und deren Bewertung und Abstimmung mit anderen NUtzungsinteressen sowie Festlegung im regionalen 
, Richtplan auf. Aufgrund der eingereichten GenehmigUngsakten 'ist eine Beurteilung der Abbau- und Materialablagerungszone "Foura da la chaista" jedenfalls nicht möglich. Sie wird daher ,von der Genehmigung ausgenommen und zur überarbeitung an die 'Gemeinde zurückgewiesen. 
Die übrigen Materialablagerungsgebiete, insbesondere in der Talsohle, wurden in der vorliegenden neuen Ortsplanung nicht berücksichtigt. Es wäre jedoch Aufgabe der Nutzungsplanung, auch Anlagen, die im Verfahren nach Spezialrecht festgelegt wurden, nachträglich den entsprechenden Nutzungszonen zuzu-weisen. 
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Gestützt auf Art. 37 Abs. 3 KRG 
beschliesst die Regierung:  

. Das Baugesetz vom-13. Dezember 1991 .  wird im Sinne der Erwägungen und unter folgenden Vorbehalten genehMigt: 
a) Art. 28 Abs. 2 wird hinsichtlich des Satzteils "... in der betreffenden Zone ..." nicht genehmigt. 
b) Für die Wohnzone muss bei nächster Gelegenheit, späte-stens jedoch bis Ende 1994, das Nutzungsmass auf Stufe Grundordnung geregelt werden. 

2. Der Zonen- und Generelle Gestaltungsplan 1:1000 vom 13. De- zember 1991 wird unter folgenden Vorbehalten genehmigt: 
a) Die Grundwasser- und_Quellschutzzone "Salet" wird an die , Gemeinde zur überarbeitung im Sinne der Erwägungen zurückgewiesen, und die Gemeinde wird - aufgefordert, in diesem Bereich vorerst einen Gewässerschutzzonenplan mit dazugehörendem Reglement zu erarbeiten. 
b) Das Genehmigungsverfahren hinsichtlich der Landschafts-schutzzone "Fortezza" wird vorläufig sistiert. 

3. Der Zonenplan 1:10'000 vom 13. Dezember 1991 wird im Sinne der Erwägungen und unter folgenden Vorbehalten genehmigt: 
a) Die Abbau- und Materialablagetungszone im Gebiet Foura. da la chaista" wird zur Überarbeitung an die Gemeinde zUrückgewiesen. 

• 
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b) Das Genehmigungsverfahren hinsichtlich der Landschafts-sdhutzzone "Fortezza" wird vorläufig sistiert. 
. Die Generellen Erschliessungspläne "Verkehr" und "Versor-gung" 1:1000 vom 13. Dezember 1991 werden genehmigt. 

5. Die Gemeinde wird aufgefordert, bei nächster Gelegenheit einen Generellen ErsChliessungsplan über das gesamte-Ge-meindegebiet zu erarbeiten. 
. Der Gemeindevorstand wird angewiesen, diesen Genehmigungs-beschluss in geeigneter Form bekanntzugeben. 

7. Das Amt für Raumplanung wird beauftragt, die aufgrund dieses Beschlusses nötigen Kennzeichnungen in den Plänen vorzunehmen. 
8. Es werden keine -Kosten erhoben. 

Mitteilung an   
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Namens der Regierung Der Präsident: 
Chr. Brandü Der Kanzleidirektor: 

 

Dr. Riesen 
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